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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Notwendigkeit, die kulturelle Förderungstätigkeit des Bundes verfassungsmässig zu
verankern, ist seit Mitte der siebziger Jahre unbestritten. Dennoch scheiterten in der
Volksabstimmung vom 28. September 1986 sowohl die sogenannte Kulturinitiative mit
dem umstrittenen Kulturprozent wie auch der Gegenvorschlag des Bundesrates und des
Parlamentes. Dieses Doppel-Nein von Volk und Ständen wurde aber allgemein nicht als
grundsätzliche Ablehnung der Kulturförderung durch den Bund interpretiert, umso
mehr, als die wissenschaftliche Auswertung der Abstimmung ergab, dass sich eine
deutliche Mehrheit der Stimmenden in der einen oder anderen Form für eine
umfassende kulturpolitische Verfassungskompetenz des Bundes ausgesprochen hatte.
Die Vorlage war in erster Linie am damals noch geltenden Verbot des doppelten Ja bei
gleichzeitiger Abstimmung über Volksinitiative und Gegenvorschlag gescheitert. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.1990
MARIANNE BENTELI

Nach Ansicht des Bundesrates rechtfertigten diese Ausgangslage, der unbestrittene
Stellenwert der Kulturförderung auch als Bundesaufgabe sowie entsprechende
parlamentarische Vorstösse einen relativ raschen Anlauf für einen neuen
Kulturförderungsartikel. Ende Jahr schickte die Regierung einen entsprechenden
Entwurf in die Vernehmlassung. Dem Text liegt ein weitgefasster Kulturbegriff
zugrunde. Darunter soll nicht mehr nur etwas Elitäres verstanden werden, schrieb das
EDI in seinen Erläuterungen; Kultur umfasse neben den klassischen Domänen der
bildenden Kunst, der Literatur, der Musik, des Theaters und des Films zum Beispiel
auch das Laien- und Volkstheater sowie Teilbereiche der Förderung der Minderheiten,
der Jugendarbeit und der Erwachsenenbildung. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MARIANNE BENTELI

Der vorgesehene neue Artikel 27septies BV ist umfassender und dynamischer formuliert
als der alte Gegenvorschlag. Trotzdem geht er substantiell nicht wesentlich darüber
hinaus. Nach wie vor ist die Förderungskompetenz nur durch eine Kann-Formel
festgehalten. Aus Rücksicht auf die föderalistischen Gegebenheiten wird grösstes
Gewicht auf das Prinzip der Subsidiarität gelegt, welches Kantonen, Gemeinden und
Privaten ihre Entfaltungsbereiche belässt. Der Entwurf setzt aber konsequent dort ein,
wo das kulturpolitische Engagement des Bundes unabdingbar werden kann — in der
Pflege der kulturellen Beziehungen zum Ausland, bei der Wahrnehmung kultureller
Aufgaben von gesamtschweizerischer Tragweite sowie in der besonderen Förderung
kulturell wenig begünstigter Landesteile. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MARIANNE BENTELI

Kultur erhalten, fördern und vermitteln: Für dieses Engagement möchte der Bund eine
klare Verfassungsgrundlage. Fünf Jahre nachdem Volk und Stände sowohl die
sogenannte Kulturinitiative als auch den bundesrätlichen Gegenvorschlag abgelehnt
hatten, stellte Bundespräsident Cotti die Botschaft des Bundesrates zu einem
Kulturförderungsartikel in der Bundesverfassung (Art. 27septies BV) vor. In der
Vernehmlassung war dieses rasche Vorgehen der Regierung mehrheitlich positiv
aufgenommen worden. Die meisten der angefragten Kantone, Parteien und betroffenen
Organisationen teilten die Auffassung des Bundesrates, wonach das 1986 noch geltende
Verbot des doppelten Ja bei Initiative und Gegenvorschlag und nicht eine grundsätzlich
negative Haltung gegenüber einem Kulturförderungsartikel zum Scheitern der Vorlage
geführt hatte. 

Der neue Verfassungsartikel bekennt sich klar zum Föderalismus und zum Prinzip der
Subsidiarität, gemäss dem der Bund erst tätig wird, wenn Kantone, Gemeinden oder
private Institutionen überfordert sind. Cotti verwahrte sich ausdrücklich gegen eine von
oben verordnete einheitliche Staatskultur; dieser Haltung entspricht auch, dass im
definitiven Text die Formel von den "gemeinsamen kulturellen Werten" ersatzlos
gestrichen wurde.

Deutlich wird die ausgleichende Funktion des Bundes in der Kulturförderung betont. So

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.11.1991
MARIANNE BENTELI
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sollen die Anliegen weniger begünstigter Landesteile und – neu gegenüber dem
Vernehmlassungsentwurf – entsprechender Bevölkerungsgruppen besonders
berücksichtigt werden. Stärker als in der ursprünglichen Vorlage wird auch der
Kulturaustausch im Inland gewichtet, der nicht nur eigens erwähnt, sondern auch den
kulturellen Beziehungen zum Ausland vorangestellt wird. Dahinter steht die Hoffnung,
dass mit der Förderung der innerstaatlichen Begegnungen das gemeinsame
Identitätsgefühl gestärkt werde. 

Nach Annahme des Verfassungsartikels soll in zwölf Bereichen ein detailliertes
kulturpolitisches Programm des Bundes erarbeitet, auf ein eigentliches
Ausführungsgesetz hingegen verzichtet werden. Mit einem sprunghaften Anstieg der
finanziellen Belastung des Bundes wird nicht gerechnet. Allerdings, führte der Direktor
des Bundesamtes für Kultur (BAK) aus, sei mit der Zeit eine Ausweitung des finanziellen
Engagements des Bundes absehbar, weil vor allem grössere Städte immer mehr in
Engpässe gerieten und ihnen nicht länger sämtliche Zentrumslasten aufgebürdet
werden könnten. Zugleich wolle der Bund finanzschwächere Landesteile gezielt
unterstützen. Eine feste Aufgabenbindung wurde aber bewusst nicht vorgesehen, hatte
doch 1986 die Idee eines "Kulturprozents" massgeblich das Nein zur Kulturinitiative
ausgelöst. Zurzeit wendet der Bund rund 200 Mio Fr. für die Kultur auf, 160 Mio Fr.
davon werden vom BAK verwaltet. 4

Mit der Annahme des Kulturförderungsartikels (Art. 27septies BV) durch das Parlament
wurde die erste Hürde genommen, damit der Bund endlich rechtlich abgesichert jene
Aufgaben erfüllen kann, welche er ohnehin seit Jahren wahrnimmt, namentlich in den
Bereichen Bundesarchiv, Landesmuseum und Landesbibliothek sowie Pro Helvetia.
Bereits im Vorfeld der parlamentarischen Beratungen war stets unterstrichen worden,
dass es hier keinesfalls um die Einführung einer zentralistischen Kulturpolitik oder um
die Übernahme neuer Aufgaben gehe, sondern allein um eine klare Definition der
Kulturkompetenzen des Bundes. Auf Vorschlag der nationalrätlichen Kommission wurde
im ersten Abschnitt der Begriff der Subsidiarität noch explizit verankert. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1993
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat behandelte, wurde ein
Nichteintretensantrag Sandoz (lp, VD), der die Unterstützung rechtsbürgerlicher
Parlamentarier vor allem aus der Auto-Partei fand, ebenso abgelehnt wie der Antrag
Fehr (svp, ZH), wonach der Bund bei seiner Kulturförderung nur die Anliegen weniger
begünstigter Landesteile, nicht aber weniger begünstigter Bevölkerungsgruppen
besonders berücksichtigen solle. Die beiden Politikerinnen repräsentierten ohnehin
nur einen Teil ihrer jeweiligen Parteien, andere Ratsmitglieder aus der LP und der SVP
unterstützten den neuen Verfassungsartikel, welcher die mehr oder weniger einhellige
Zustimmung der CVP, der FDP, der SP, der LdU/EVP-Fraktion sowie der Grünen fand.
Mit 88 zu 20 Stimmen wurde die Vorlage zuhanden des Ständerates verabschiedet. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MARIANNE BENTELI

Die kleine Kammer schloss sich dem Nationalrat in allen Punkten an, allerdings
ebenfalls nicht diskussionslos. Vertreter der LP sowie des rechten Flügels der FDP
äusserten ihre Bedenken vor einem neuerlichen Kompetenzzuwachs des Bundes und
warnten vor dessen finanziellen Konsequenzen. Der Ständerat genehmigte die Vorlage
schliesslich ohne Gegenstimme, allerdings bei einigen Enthaltungen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.1993
MARIANNE BENTELI

Auch im zweiten Anlauf scheiterte der Kulturförderungsartikel in der
Bundesverfassung (Art. 27septies) nicht am Willen einer Mehrheit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, sondern an abstimmungstechnischen
Modalitäten. 1986 hatten sich die Kulturinitiative, die unter anderem ein Prozent des
jährlichen Gesamtbudgets für die Kultur forderte, und der unverbindlichere
bundesrätliche Gegenvorschlag durch die damals noch geltende Unvereinbarkeit des
doppelten Ja gegenseitig blockiert. Im Berichtsjahr erwies sich das für
Verfassungsänderungen notwendige Ständemehr als Stolperstein für die Vorlage. 51%
der Stimmberechtigten wollten dem Bund die Kompetenz erteilen, das Kulturschaffen
subsidiär und im Interesse der Verständigung unter den vier Kulturregionen zu erhalten,
zu fördern und zu vermitteln. Damit sollte dem Bund die verfassungsrechtliche
Grundlage für die Übernahme von Aufgaben erteilt werden, die er aufgrund einer etwas
grosszügigen Interpretation des Zweckartikels der Bundesverfassung (Art. 2) über die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1994
MARIANNE BENTELI
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"Beförderung der gemeinsamen Wohlfahrt" faktisch seit dem letzten Jahrhundert
wahrnimmt. Durch verschiedene Bundesbeschlüsse wurde dem Bund seither die
Kompetenz erteilt, die Denkmalpflege zu unterstützen, die bildende und angewandte
Kunst zu fördern sowie Museen und Archive von nationaler Bedeutung zu unterhalten.
1962 wurde der Heimatschutz (Art. 24sexies) in die Verfassung aufgenommen. Der
einzige Bereich des eigentlichen Kunstschaffens, in welchem der Bund ausdrücklich
durch die Verfassung zu einem Engagement berechtigt wurde, ist jener der
Filmförderung, da Volk und Stände 1958 vorwiegend aus handelspolitischen Gründen
einem "Filmartikel" in der Bundesverfassung (Art. 27ter) zustimmten. Andere
Kunstgattungen, so etwa Literatur, Musik, Theater und Tanz konnten bisher nur indirekt
über die Subventionen an die Schweizerische Volksbibliothek, die Jugendliteratur, die
Erwachsenenbildung oder die Pro Helvetia unterstützt werden. 

Mit dem vorliegenden Kulturförderungsartikel wollten Bundesrat und Parlament der
Kulturpolitik des Bundes eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage schaffen
und die Entwicklung dieser Politik langfristig sichern. Ausgehend von den Grundsätzen
des Föderalismus, der Subsidiarität und des Ausgleichs sollte kulturelles Schaffen
gefördert und der Zugang auch weniger begünstigter Gruppen oder Landesteile zur
Kultur erleichtert werden. Besondere Bedeutung kam dem Austausch und damit der
Verbesserung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Sprachen und Kulturen
der Schweiz zu. Lediglich 49% der Stimmberechtigten sprachen sich gegen dieses
Ansinnen aus. Da sie jedoch in zehn Kantonen und vier Halbkantonen - namentlich allen
rein deutschsprachigen Kantonen mit Ausnahme Zürichs und der beiden Basel - die
Mehrheit bildeten, konnten sie sich gegen die zustimmenden zehn Kantone und zwei
Halbkantone - neben den bereits genannten alle mehrsprachigen Kantone, das Tessin
und die Romandie - durchsetzen und die Vorlage zu Fall bringen. 

Abstimmung vom 12. Juni 1994

Beteiligung: 46,6%
Nein: 1 018 188 (49,0%) / 10 4/2 Stände
Ja: 1 114 158 (51,0%) / 10 2/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP (4*), SP, CVP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG.
Nein: SVP (9*), LP (2*), FP, SD, Lega, EDU; SGV, Redressement national.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 8

Die Ablehnung des Kulturförderungsartikels kam umso überraschender, als sich bei der
Beratung im Parlament kaum Opposition bemerkbar gemacht hatte. Im Vorfeld der
Abstimmung sprachen sich alle grossen Parteien - mit Ausnahme der SVP, welche die
Vorlage an ihrer Delegiertenversammlung mit einem Zufallsmehr verwarf - dafür aus.
Von den Verbänden lehnten nur gerade der Gewerbeverband und das Redressement
national den neuen Verfassungsartikel offen ab. Die grösste Gegnerin der Vorlage,
nämlich die Gleichgültigkeit, machte Bundesrätin Ruth Dreifuss bereits zu Beginn der
Abstimmungskampagne aus. In der Folge gelang es weder ihr noch ihren Mitarbeitern im
Bundesamt für Kultur (BAK), aber auch nicht dem Unterstützungskomitee, dem rund 140
eidgenössische Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, ebensowenig wie
den Kulturschaffenden, die sich geschlossen hinter die Vorlage stellten, diese
Gleichgültigkeit zu durchbrechen. Dazu trug auch bei, dass die Abstimmung vom 12.
Juni von der äusserst kontroversen Blauhelm-Frage dominiert wurde. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1994
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass für die Befürworter des
Verfassungsartikels Kultur einen derart selbstverständlichen Stellenwert hat, dass sie
die Wirkung der Argumente der Gegner unterschätzten. Diese malten in erster Linie das
Schreckgespenst nicht abzusehender Kosten an die Wand, obgleich von den
Befürwortern immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass der neue
Kulturförderungsartikel ein Kann-Artikel sei, der es dem Parlament erlauben würde, die
Kulturausgaben jährlich über das Budget zu steuern. Der wichtigste Beweggrund für die
Ablehnung war denn auch die angespannte Finanzlage des Bundes, gefolgt von einer
generellen Geringschätzung der Kultur sowie von föderalistischen Bedenken.
Wesentlich mitgespielt hat auch der Bildungsstand sowie ein weitverbreitetes
Misstrauen gegenüber der Landesregierung, den politischen Eliten und den

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI
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Kulturschaffenden, denen immer noch der "Kulturboykott" der
Jubiläumsfeierlichkeiten von 1991 angelastet wurde. 10
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